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WBK-SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerats
PH Pädagogische Hochschule
EHB Eidgenössisches Hochschulinstitut für Berufsbildung

CSEC-CE Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des
Etats

HEP haute école pédagogique
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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Der Ständerat befasste sich in der Sommersession 2020 als Erstrat mit dem neuen
Bundesgesetz über die Eidgenössische Hochschule für Berufsbildung. Matthias Michel
(fdp, ZG) erörterte dem Plenum die Überlegungen, die sich die WBK-SR in ihren
Sitzungen zu diesem Geschäft gemacht hatte. So seien einige Kommissionsmitglieder
anfangs skeptisch gewesen, mit der Eidgenössischen Hochschule für Berufsbildung eine
neue pädagogische Hochschule (PH) zu schaffen, obwohl schon zahlreiche andere PH
bestünden. Zudem wollte die Kommission im Bereich der Berufsbildung eine
Verakademisierung vermeiden. Durch die von der Kommission eingeladenen
Institutionen sowie aufgrund der kommissionsinternen Diskussionen konnten diese
Bedenken aber ausgeräumt werden respektive ihnen mit einigen Präzisierungen im
Gesetz Rechnung getragen werden.
So konnte geklärt werden, dass das EHB schweizweit der bedeutendste Anbieter im
Berufsbildungsbereich sei. Von grosser Wichtigkeit sei ausserdem, dass sich das EHB
auch der Forschung und Entwicklung widme. Schliesslich sei es für viele Organisationen
und Verbände in der Berufsbildung von Relevanz, dass es auch
Berufsbildungsexpertinnen und -experten mit Bachelor- und Masterabschlüssen gebe,
so Michel in seinem Votum. Daher sei die Verortung und Akkreditierung als PH sinnvoll.
Michel führte weiter aus, dass für das EHB weiterhin die berufspädagogische
Ausbildung von Lehrpersonen für die berufliche Grundbildung und für die höhere
Berufsbildung im Zentrum stehe. Der starke Bezug zur Arbeitswelt bleibe also bestehen.
Damit diese Überlegungen auch rechtlich wirksam werden, beantragte die Kommission
zwei Änderungen am bundesrätlichen Vorschlag: Vor dem Hintergrund der Diskussion
um eine mögliche Akademisierung der Lehrgänge am EHB beantragte sie, dass das EHB
auf der operativen Ebene die Zusammenarbeit mit den Kantonen und den
Organisationen der Arbeitswelt institutionalisiere. Zudem forderte die WBK-SR, dass
der Bundesrat bei der Festlegung der strategischen Ziele des EHB den Einbezug der
Organisationen der Arbeitswelt regle. 
Diesen beiden Änderungswünschen der WBK-SR stimmte die kleine Kammer zu. Einen
Minderheitsantrag Baume-Schneider (sp, JU) zu den Mitwirkungsrechten der
Studierendenverbände lehnte sie jedoch ab. Dieser hätte die aktuell bestehenden
Studierendenverbände spezifisch im Gesetzestext aufgeführt. Diese seien aber durch
die Auflistung der Hochschulangehörigen bereits implizit mitgemeint, wie
Bildungsminister Parmelin entgegnete.
In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat das Geschäft einstimmig mit 42 zu 0
Stimmen an. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Überraschend und entgegen der Meinung des Nationalrats und seiner vorberatenden
Kommission machte der Ständerat in der Frühlingssession 2023 eine Kehrtwende und
wollte nunmehr keine sogenannte Titeläquivalenz für die höhere Berufsbildung
vorschreiben. «Bachelor für Berufsleute abgeschmettert», titelte daraufhin etwa der
Tages-Anzeiger. Mit 19 zu 16 Stimmen bei 6 Enthaltungen lehnte die kleine
Parlamentskammer eine entsprechende Motion Aebischer (sp, BE) ab und folgte damit
dem ablehnenden Votum des Bundesrates. Die vorberatende WBK-SR war im Januar
2023 mit 12 Stimmen bei 1 Enthaltung noch klar für eine Annahme gewesen, hatte also
eine Stärkung der Profile der Höheren Fachschulen durch die Titelbezeichnungen
«Professional Bachelor» und «Professional Master» unterstützt. Während sich im
Vorfeld eine Mehrheit der Verbundpartner der Berufsbildung (Höhere Fachschulen) für
eine solche Anpassung ausgesprochen hatten, hatten Medienberichten zufolge
Universitäten und Fachhochschulen den Entwurf torpediert. 

Im Ständerat zeigte sich ein besonderes Bild: Mehrere Nicht-Kommissionsmitglieder
äusserten sich ablehnend zur Motion, so etwa Olivier Français (fdp, VD), Mitglied der
Schweizerischen Akademie der Technischen Wissenschaften, der eine Gefahr der
Verwechslung mit Abschlüssen der Universitäten und der Fachhochschulen befürchtete
und einen Einzelantrag auf Ablehnung stellte. Diesem Votum schlossen sich auch Daniel
Fässler (mitte, AI) und Carlo Sommaruga (sp, GE) an. Auch Andrea Gmür-Schönenberger
(mitte, LU), die zwar Kommissionsmitglied war, jedoch nicht an der entsprechenden

MOTION
DATUM: 06.03.2023
MARCO ACKERMANN
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Sitzung hatte teilnehmen können, befürchtete eine Vermischung der verschiedenen
Titel und hätte es bevorzugt, das Anliegen in Form eines Postulats im Sinne eines
Prüfberichts zu behandeln. Die negativen Stellungnahmen der Nicht-
Kommissionsmitglieder wechselten sich dabei wiederholt ab mit den Stellungnahmen
verschiedener positiv gestimmter Kommissionsmitglieder. So argumentierte etwa
Johanna Gapany (fdp, FR) für eine Annahme, da die Titelbezeichnungen die Qualität der
Schweizer Berufsbildung auf nationalem und internationalem Parkett verdeutlichen
könne. Auch Hannes Germann (svp, SH) wollte den «Sonntagsreden über den Wert
unserer dualen Berufsbildung» Taten folgen lassen und den Jungen eine Perspektive
geben, indem ihre Ausbildung eine entsprechende Bezeichnung erhalte. Uneinig war
sich der Rat schliesslich auch in der Frage, ob die Motion überhaupt vorschreibe, dass
eine Aufwertung durch die Titel «Professional Bachelor» und «Professional Master» zu
erfolgen habe, da diese im Motionstext nur in Klammern genannt wurden. Matthias
Michel (fdp, ZG) meinte schliesslich, dass sich die «Dissonanz» nur auf die Titelfrage
beschränke, nicht jedoch auf den Grundsatz, dass die höhere Berufsbildung gestärkt
werden sollte. Nach der «achterbahnmässigen» Debatte im Ständerat, wie Eva Herzog
(sp, BS) das Geschehen im Rat pointiert zu resümieren wusste, zogen sich die Gräben
bei der Abstimmung zwischen den knapp unterliegenden Befürwortenden und den
siegreichen Gegnerinnen und Gegnern quer durch die Fraktionen hindurch. Bundesrat
Guy Parmelin beruhigte die Gemüter zum Schluss mit der Information, dass der
Bundesrat dem Parlament demnächst eine Botschaft für eine Gesetzesrevision
betreffend die Titelbezeichnungen unterbreiten wolle, womit sich die Räte schon bald
erneut zu dieser Frage würden äussern können.   

Der Tages-Anzeiger erkannte hinter dem Nein aus dem Stöckli einen erfolgreichen
Widerstand der Universitäten und der Fachhochschulen. In ebendieser Zeitung liess
alt-Nationalrat und Bildungsexperte Rudolf Strahm kein gutes Wort an diesem
Entscheid. Der Verzicht auf die Bezeichnungen werte die Berufe ab und verstärke den
Fachkräftemangel. Auch der Gewerbeverbandsdirektor Ulrich Bigler bedauerte den
Entscheid und erkannte darin eine verpasste Chance. 2

Der Ständerat diskutierte in der Herbstsession 2023 darüber, Absolventinnen und
Absolventen der Berufsmaturität den prüfungsfreien Zugang zum Studium der
Primarstufe an der PH zu ermöglichen. Die Mehrheit der vorberatenden WBK-SR hatte
sich gegen eine entsprechende Motion des Nationalrates ausgesprochen, wie Matthias
Michel (fdp, ZG) berichtete. Michel argumentierte für die Kommissionsmehrheit, dass
die Aufnahmeprüfung für die PH, welche die Berufsmaturanden und -maturandinnen
bestehen müssen, kein Hindernis darstelle. Dies beweise der Anteil von 60 Prozent der
Studierenden an den PH, die über keine gymnasiale Matura verfügten. Folglich liege das
grösste Problem im Bereich des Lehrpersonenmangels nicht im Zugang zur Ausbildung,
sondern vielmehr bei Einstieg und Verbleib im Beruf. Jedoch werde die
Allgemeinbildung im Rahmen einer Berufsmaturität weniger stark gewichtet als bei der
gymnasialen Maturität; die entsprechende Lektionenzahl sei bei der Berufsmaturität
nur halb so gross, was die Ungleichbehandlung rechtfertige. Schliesslich solle zuerst der
Bericht in Erfüllung des vom Nationalrat bereits überwiesenen Postulats 22.4267
abgewartet werden. Maya Graf (gp, BL) vertrat die Kommissionsminderheit, die sich für
Annahme des Vorstosses einsetzte. Sie war der Ansicht, dass die sozialen Kompetenzen,
die Arbeitserfahrungen und das Allgemeinwissen, welche die Absolventinnen und
Absolventen der Berufsmaturität erworben hätten, «für den Eintritt in ein
pädagogisches Hochschulstudium [... ] und auch für die spätere Primarlehrpraxis
ausreichend» seien. Des Weiteren herrsche derzeit ein Ungleichgewicht zwischen
Personen, welche ab 28 oder 30 Jahren prüfungsfrei «sur dossier» in die PH eintreten
dürften und den Berufsmaturandinnen und Berufsmaturanden, die eine Prüfung
ablegen müssen. Zudem sei der Weg über die Aufnahmeprüfung nicht einheitlich
geregelt, jede PH habe hierfür andere Kriterien. Der Ständerat lehnte die Motion in der
Folge mit 21 zu 19 Stimmen bei 2 Enthaltungen ab. 3

MOTION
DATUM: 18.09.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) AB SR, 2020, S. 543 ff.; Medienmitteilung WBK-SR vom 18.2.20; Medienmitteilung WBK-SR vom 18.5.20; Medienmitteilung
WBK-SR vom 31.1.20
2) AB SR, 2023, S. 82 ff.; Bericht WBK-SR vom 30.1.23; TA, 7.3., 8.3.23
3) AB SR, 2023, S. 782 ff.
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